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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission der EG 
für Richtlinien des Rates über die 

— Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständi- 
gen Tätigkeiten des Reisegewerbes 

— Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der selbständigen Tätigkeiten des Reise- 
gewerbes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs in der Gemeinschaft sind bisher noch 
keine gemeinschaftlichen Vorschriften für die im Reisegewerbe 
(ambulanter Handel) ausgeübten Tätigkeiten erlassen worden. 


B. Lösung 

Zu diesem Zweck sollen in den Mitgliedstaaten Beschränkungen 
beseitigt werden, um sicherzustellen, daß in den Mitgliedstaaten 
für alle Staatsangehörigen aus der Gemeinschaft die gleichen 
Bedingungen und Rechte für die Niederlassung und die Aus- 
übung des Reisegewerbes gelten. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 

D. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den Vorschlägen der EG-Kommission 
Kenntnis. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

— eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Reisegewerbes 

— eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Über- 
gangsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten des Reisegewerbes 

— Drucksache VI/ 1026 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Luda 


Die Vorschläge der Kommission der EG — Druck- 
sache VI/ 1 026 — wurden mit Schreiben vom 24. Juli 
1970 durch den Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft über- 
wiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vor- 
schläge in seiner 23. Sitzung am 3. Dezember 1970 
beraten. 

Die Vorschläge umfassen zwei Richtlinien, die 
das Gebiet der selbständigen Tätigkeiten des Reise- 
gewerbes betreffen: 

1. die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs (aus 
CITI-Gruppe 612). 

Der EWG-Vertrag bestimmt in Artikel 54 Abs. 1 
und 2 die Aufstellung und den Erlaß von Richt- 
linien zur Verwirklichung eines allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit innerhalb der Ge- 
meinschaft. Der Richtlinienentwurf entspricht 
nach System und Aufbau den Richtlinien des 
Niederlassungsrechts, die der Rat in der Ver- 


gangenheit erlassen hat. Es sollen die im Reise- 
gewerbe ausgeübten Tätigkeiten liberalisiert 
werden, die bisher von anderen Richtlinien nicht 
erfaßt worden sind. Es handelt sich hierbei um 

— - den An- und Verkauf von Waren durch am- 
bulante Händler und Hausierer aus CITI- 
Gruppe 612 auf überdachten Märkten außer- 
halb von fest mit dem Boden verbundenen 
Anlagen sowie auf nicht überdachten Märk- 
ten; 

— die in anderen Richtlinien ausgeschlossenen 
Tätigkeiten, insbesondere die selbständigen 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der „persönlichen 
Dienste" und der „sonstigen Dienste zur Frei- 
zeitgestaltung" (aus CITI-Gruppen 843, 851, 
854, 855, 856, 859). 

Keine Anwendung findet die Richtlinie auf den 

— ambulanten Verkauf von Medikamenten und 
pharmazeutischen Erzeugnissen, Giftstoffen 
und Krankheitserregern; 
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— die Prüfung der Seh- und Hörorgane oder 
anderer Organe, soweit sie für die Anpassung 
und den Verkauf von Apparaten zur Berich- 
tigung von Seh- und Hörschäden oder von 
orthopädischen Apparaten erfolgt. 

Die ausgeschlossenen Tätigkeiten dürfen in den 
Mitgliedstaaten überwiegend nicht im Reisege- 
werbe ausgeübt werden. Soweit die Verbots- 
kataloge einzelner Mitgliedstaaten weiter gehen, 
bleiben diese unberührt, da eine Koordinierung 
nicht vorgesehen ist. Die Liberalisierung der 
eingangs genannten Tätigkeiten schließt die im 
Bereich des Reisegewerbes (ambulantes Ge- 
werbe) bestehende Lücke. 

Die in der Bundesrepublik Deutschland gelten- 
den gewerberechtlichen Bestimmungen sind im 
Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten weitgehend 
liberal. Für den deutschen ambulanten Handel 


ergeben sich deshalb durch Niederlassungser- 
leichterungen in anderen Mitgliedstaaten nur 
Verbesserungen. 

2. Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen. 

Auch dieser Richtlinienentwurf entspricht in sei- 
nem Aufbau den im Bereich des Niederlassungs- 
rechts bereits erlassenen Richtlinien. In der Bun- 
desrepublik bestehen keine fachlichen Anforde- 
rungen an die Reisegewerbetreibenden. 

Gegen das hier vorgesehene System der Uber- 
gangsmaßnahmen erhebt der Ausschuß für Wirt- 
schaft keine Bedenken. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte 
ich das Hohe Haus, von den Vorschlägen der 
Kommission der EG — - Drucksache VI/ 1026 — 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1970 


Dr. Luda 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt die Vorschläge der 
EG-Kommission — Drucksache VI/ 1026 — zur Kennt- 
nis. . 


Bonn, den 8. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Luda 

Vorsitzender Berichterstatter 
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